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1. Instanz

Aktenzeichen S 1 AL 589/00
Datum 14.08.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 362/01
Datum 04.04.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
14.08.2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Herabstufung des maÃ�geblichen
Bemessungsentgelts fÃ¼r die Bewilligung von Arbeitslosenhilfe (Alhi) ab 22.09.2000
streitig.

Der am 1950 geborene KlÃ¤ger, gelernter Bankkaufmann, war seit 1970
durchgehend als Organisator bei verschiedenen Banken tÃ¤tig, zuletzt von 1989 bis
31.03.1997 als Organisationsleiter bei der Kreissparkasse H â�¦ Das letzte
ArbeitsverhÃ¤ltnis endete durch ArbeitgeberkÃ¼ndigung aus betrieblichen
GrÃ¼nden.

Am 24.03.1997 meldete er sich bei der Beklagten arbeitslos, woraufhin diese ihm
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mit Bescheid vom 07.05.1979 Arbeitslosengeld (Alg) ab 01.04.1997 nach einem
Bemessungsentgelt von DM 1.980,â�� wÃ¶chentlich bewilligte. Nach einer
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vom 26.01.1999 bis 25.07.1999 als Bauspar- und
Versicherungsvertreter, fÃ¼r die der KlÃ¤ger Ã�berbrÃ¼ckungsgeld bezog, meldete
er sich am 26.07.1999 erneut arbeitslos. Am 30.08.1999 wurde Alg wieder bewilligt,
ab 27.07.1999 Alhi, jeweils nach einem Bemessungsentgelt von DM 1.980,â��.

Wegen Zweifel des Vermittlers an der psychischen und kÃ¶rperlichen
LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers wurde zur AbklÃ¤rung eine arbeitsamtsÃ¤rztliche
Begutachtung veranlasst. Dr.B. kam in seinem Gutachten vom 25.05.2000 zu dem
Ergebnis, dass die psychische LeistungsfÃ¤higkeit und Belastbarkeit im
Untersuchungszeitpunkt nicht nachweisbar vermindert sei. Auch kÃ¶rperlich seien
keine wesentlichen Defizite feststellbar.

AnlÃ¤sslich der ErÃ¶ffnung des Gutachtens vom 27.06.2000 wurde dem KlÃ¤ger die
Teilnahme an einem Lehrgang "Vollzeitseminar fÃ¼r erfahrene Kaufleute"
angeboten. Dieses Angebot lehnte der KlÃ¤ger ab und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung
im Wesentlichen aus, dass die vom Gutachter festgestellte volle LeistungsfÃ¤higkeit
derzeit nicht gegeben sei. Dabei verwies er auf eine nervenÃ¤rztliche
Bescheinigung von Dr.G. vom 13.07.2000, in der ausgefÃ¼hrt wurde, der KlÃ¤ger
befinde sich in dortiger nervenÃ¤rztlicher Behandlung. Es handele sich um reaktiv-
depressive ZustÃ¤nde, die immer wieder zu allgemeinen psychophysischen
ErschÃ¶pfungszustÃ¤nden mit Schwindel und AngstzustÃ¤nden fÃ¼hrten. Eine
volle Belastbarkeit sei aktuell nicht gegeben. Daraufhin lieÃ� die Beklagte den
KlÃ¤ger erneut begutachten. In ihrem Gutachten vom 12.09.2000 kam Frau Dr. B.
zu der Beurteilung, dass leichte und mittelschwere Arbeiten vollschichtig verrichtet
werden kÃ¶nnten, bei guter Umweltkonstellation auch Stresstoleranz durchaus
gegeben sei. Im Rahmen dieses Leistungsbildes sei die bisherige TÃ¤tigkeit
weiterhin mÃ¶glich. Die Teilnahme an der QualifizierungsmaÃ�nahme wÃ¤re
aufgrund derzeit bestehender Umfeldkonstellationen eine zu groÃ�e nervlich-
psychische Belastung gewesen.

AnlÃ¤Ã�lich einer persÃ¶nlichen Vorsprache wurde dem KlÃ¤ger am 22.09.2000 das
Ã¤rztliche Gutachten erÃ¶ffnet und ihm erlÃ¤utert, er kÃ¶nne das bisherige
Arbeitsentgelt aus gesundheitlichen GrÃ¼nden derzeit nicht mehr erzielen, weshalb
eine fiktive Einstufung als kaufmÃ¤nnischer Angestellter in der Bayerischen
Metallindustrie â�� DM 3.789,24 monatlich bei 38,5 Stunden wÃ¶chentlich â�� zu
erfolgen habe.

Nach Ablauf des Bewilligungsabschnitts am 27.07.2000 hatte der KlÃ¤ger vom
28.07. bis 21.09.2000 Alhi nach einem Bemessungsentgelt von DM 1.930,â��
wÃ¶chentlich bezogen. Mit Bescheid vom 28.09.2000 wurde der Alhi-Bewilligung ab
22.09.2000 ein Bemessungsentgelt von DM 870,â�� wÃ¶chentlich zugrunde gelegt.

Mit seinem Widerspruch vom 03.10.2000 machte der KlÃ¤ger geltend, eine
Einstufung nach einem Tarifvertrag der Metallindustrie sei nicht akzeptabel,
nachdem er 27 Jahre im Bank- und Sparkassengewerbe gearbeitet habe. Ferner sei
die aktuelle nervliche Belastung durch die beiden Strafverfahren der Beklagten
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ausgelÃ¶st worden. Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom
10.11.2000 zurÃ¼ckgewiesen. Der KlÃ¤ger sei derzeit und mittelfristig nur fÃ¼r
einfache TÃ¤tigkeiten ohne Stressbelastung und ohne nervlich-psychische
Anforderungen voll leistungsfÃ¤hig, weshalb die Herabstufung zutreffend sei.

Zur BegrÃ¼ndung seiner dagegen zum Sozialgericht (SG) Augsburg erhobenen
Klage hat der KlÃ¤ger vorgetragen, die GrÃ¼nde, auf die das Arbeitsamt seine
Entscheidung stÃ¼tze, seien nicht haltbar, da er im Grunde wegen Problemen mit
seiner Ex-Ehefrau (mehrere PfÃ¤ndungs- und Ã�berweisungsbeschlÃ¼sse) in einer
schwierigen Situation sei. Hingewiesen hat er erneut auf die beiden Strafprozesse,
die die Beklagte in Gang gesetzt habe. Er sei weiterhin in der Lage, im Rahmen
seiner frÃ¼heren TÃ¤tigkeit eine FÃ¼hrungsposition zu bekleiden. Im Ã�brigen hat
er auf ein Attest von Dr.G. vom 16.10.2000 verwiesen, wonach es sich bei ihm um
sich bessernde reaktiv-depressive ZustÃ¤nde handele und die allgemeine
psychophysische Belastbarkeit besser geworden sei.

Mit Urteil vom 14.08.2001 hat das SG die Beklagte unter AbÃ¤nderung des
Bescheides vom 28.09.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
20.11.2000 verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 22.09.2000 weiterhin Alhi im gesetzlichen
Umfang aus einem Bemessungsentgelt von DM 1.980,â�� zu gewÃ¤hren. Aus den
arbeitsamtsÃ¤rztlichen Gutachten wÃ¼rden sich keine maÃ�geblichen
LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen ergeben, auf die sich eine Herabstufung stÃ¼tzen
kÃ¶nne, erst recht nicht die Herabstufung auf Gehaltsgruppe II des Tarifvertrages
fÃ¼r die Bayerische Metall- und Elektroindustrie.

Zur BegrÃ¼ndung ihrer Berufung trÃ¤gt die Beklagte vor, das SG hÃ¤tte bei der
Ã�berprÃ¼fung der von ihr getroffenen Regelung zur Herabsetzung der
LeistungshÃ¶he neben gesundheitlichen GrÃ¼nden auch sonstige Gesichtspunkte
miteinbeziehen mÃ¼ssen, die gegen eine WeitergewÃ¤hrung der Alhi in der
vormals zuerkannten HÃ¶he sprechen wÃ¼rden. Insoweit werde auf die
rechtskrÃ¤ftige Verurteilung des KlÃ¤gers wegen versuchten Betruges verwiesen.
Es mÃ¼sse sich konsquenterweise die Frage aufdrÃ¤ngen, ob insbesondere durch
eine rechtskrÃ¤ftige Verurteilung wegen eines VermÃ¶gensdelikts die
Vermittelbarkeit in eine TÃ¤tigkeit im Bankbereich ausgeschlossen werde. Das SG
wÃ¤re daher zur Ã�berprÃ¼fung der angefochtenen Verwaltungsentscheidungen
auch unter diesem Aspekt verpflichtet gewesen, zumal diese noch zu einem
Zeitpunkt ergangen seien, als die Rechtskraft des Strafurteils noch nicht bekannt
gewesen sei. Leztlich kÃ¶nne dem SG auch nicht gefolgt werden, soweit es dem
Gutachten von Dr.B. die Feststellung entnehme, der KlÃ¤ger entspreche ohne
EinschrÃ¤nkung aktuell und fortlaufend dem fÃ¼r FÃ¼hrungstÃ¤tigkeiten
insbesondere im Bankbereich erforderlichen Leistungsprofil. Im Ã�brigen werde auf
die Stellungnahme des Ã�rztlichen Dienstes vom 02.11.2001 verwiesen. Danach
stehe fest, dass der KlÃ¤ger aus arbeitsmedizinisch-sozialmedizinischer Sicht nicht
mehr in der Lage sei, eine TÃ¤tigkeit als Abteilungsleiter in einer Bank oder
Sparkasse auszuÃ¼ben.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 04.04.2001 erklÃ¤rten die Beteiligten
Ã¼bereinstimmend, dass Gegenstand dieses Verfahrens nur der Bescheid vom
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28.09.2000 in der Gestalt des Widerbescheides vom 10.11.2000 ist. Der KlÃ¤ger
erklÃ¤rte, dass er die Klage, soweit Alhi nach einem hÃ¶heren Bemessungsentgelt
als DM 1.930,â�� beantragt wurde, zurÃ¼cknimmt.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 14.08.2001
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er vertritt weiterhin die Auffassung, in der Lage zu sein, eine FÃ¼hrungsposition im
Rahmen seiner frÃ¼heren TÃ¤tigkeit bekleiden zu kÃ¶nnen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der
Verwaltungsunterlagen der Beklagten und der Verfahrensakten beider
RechtszÃ¼ge, insbesondere auf die Niederschrift der mÃ¼ndlichen Verhandlung
vom 04.04.2003 Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), ein AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG) liegt
nicht vor.

Nachdem der KlÃ¤ger seine Klage, soweit Alhi nach einem hÃ¶heren
Bemessungsentgelt als DM 1.930,â�� beantragt wurde, zurÃ¼ckgenommen hat,
erweist sich das Rechtsmittel als unbegrÃ¼ndet.

Denn beim KlÃ¤ger liegen keine personengebundenen GrÃ¼nde vor, die eine
Herabsetzung des maÃ�geblichen Bemessungsentgelts von DM 1.930,â�� auf ein
Bemessungsentgelt von DM 870,â�� rechtfertigen.

Die Alhi betrÃ¤gt fÃ¼r Arbeitslose, die den Anspruch auf den erhÃ¶hten
Leisstungssatz erfÃ¼llen, 57 % des Leistungsentgelts (Â§ 195 Satz 1 3.Buch
Sozialgesetzbuch â�� SGB III -). Leistungsentgelt ist das pauschalierte Nettoentgelt,
das sich aus dem Bruttoentgelt ergibt, das der Arbeitslose im Bemessungszeitraum
erzielt hat â�� Bemessungsentgelt â�� (Â§Â§ 198 Satz 2 Nr.4, 129 SGB III). FÃ¼r die
Arbeitslosenhilfe ist im Regelfall das Bemessungsentgelt maÃ�gebend, nach dem
das Alg zuletzt bemessen worden ist (Â§ 200 Abs.1 Satz 1 SGB III); dieses betrÃ¤gt
im vorliegenden Fall DM 1.930,â�� und ist fÃ¼r die Bewilligung der Alhi ab
22.09.2000 zugrunde zu legen. Dagegen liegen die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Herabbemessung nach Â§ 200 Abs.2 S.1 SGB III nicht vor.

Solange der Arbeitslose aus GrÃ¼nden, die in seiner Person liegen, nicht mehr das
maÃ�gebliche Bemessungsentgelt erzielen kann, ist Bemessungsentgelt das
tarifliche Arbeitsentgelt derjenigen BeschÃ¤ftigung, auf die das Arbeitsamt die
VermittlungsbemÃ¼hungen fÃ¼r den Arbeitslosen in erster Linie zu erstrecken hat,
wobei alle UmstÃ¤nde des Einzelfalls zu berÃ¼cksichtigen sind (Â§ 200 Abs.2 Satz 1
SGB III). GrÃ¼nde, die in der Person liegen, kÃ¶nnen LeistungseinschrÃ¤nkungen

                               4 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/198.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/129.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/200.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/200.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/200.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/200.html


 

seien, die auf individuell gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen beruhen (Niesel,
Kommentar SGB III, Â§ 200 Rdrn.14). MaÃ�geblich sind nur solche GrÃ¼nde, die
den konkreten Alhi-Bezieher aus einer Gruppe anderer Arbeitsloser, die ihm
hinsichtlich beruflicher Qualifikation, Alter, Dauer der Arbeitslosigkeit und anderer
Gesichtspunkte vergleichbar sind, individuell herausheben (Niesel, a.a.O., Rdnr.13).
Derartige GrÃ¼nde liegen aber weder unter gesundheitlichen noch unter
allgemeinen Gesichtspunkten beim KlÃ¤ger vor.

Insbesondere ergibt sich eine gesundheitliche EinschrÃ¤nkung des KlÃ¤gers nicht
aus der arbeitsamtsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 02.11.2001. Diese ist lediglich
nach Aktenlage erstellt worden, wohingegen sowohl Dr.B. als auch Dr.B. den
KlÃ¤ger zeitnah untersucht haben. Nach dem Gutachten von Dr.B. war weder die
psychische LeistungsfÃ¤higkeit noch die sonstige Belastbarkeit nachweisbar
vermindert. Entsprechendes gilt fÃ¼r das Gutachten von Frau Dr.B. , die ebenfalls
zu dem Ergebnis kam, dass die bisherige (zuletzt ausgeÃ¼bte) TÃ¤tigkeit weiterhin
mÃ¶glich ist und der KlÃ¤ger bei guter Umfeldkonstellation durchaus stresstolerant
ist. Auch wurde in der arbeitsamtsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 02.11.2001 nicht
gewÃ¼rdigt, dass der den KlÃ¤ger seit Jahren behandelnde Arzt Dr.G. bereits am
16.10.2000 bestÃ¤tigte, dass sich die allgemeine psychophysische Belastbarkeit
gebessert habe. Auch hatte Dr.G. in seinem Attest vom 13.07.2000 "lediglich"
darauf hingewiesen, dass eine volle Belastbarkeit "aktuell" nicht gegeben sei. Ob
Frau Dr.B. in ihrem Gutachten vom 12.09.2000 zu Recht die Auffassung vertrat, die
Teilnahme an der QualifizierungsmaÃ�nahme sei eine zu groÃ�e nervlich-
psychische Belastung kann dahinstehen, denn auch sie hat lediglich "derzeit" eine
entsprechende Belastbarkeit verneint. DafÃ¼r, dass es sich hierbei um einen
lÃ¤nger andauernden Zustand gehandelt hat, liegen keine Anhaltspunkte vor, die
eine Abweichung von der Regelbemessung des Â§ 200 Abs.1 SGB III rechtfertigen
wÃ¼rden. Deshalb kann auch dahinstehen, ob es sich bei der vom KlÃ¤ger
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit des Organisationsleiters um eine permanent
stressbelastete Arbeit handelt. Auch der zustÃ¤ndige Arbeitsvermittler hat bei der
ErÃ¶ffnung des Ã¤rztlichen Gutachtens am 22.09.2000 darauf hingewiesen, dass
das bisherige Arbeitsentgelt aus gesundheitlichen GrÃ¼nden "derzeit" nicht mehr
erzielt werden kÃ¶nne.

Auch die von der Beklagen gerÃ¼gte NichtberÃ¼cksichtigung von "allgemeinen
Gesichtspunken" ist nicht geeignet, eine andere Entscheidung herbeizufÃ¼hren.
Die rechtskrÃ¤ftige Verurteilung des KlÃ¤gers fÃ¼hrt gemÃ¤Ã� Â§ 32 Abs.2 Nr.5 a
Bundeszentralregistergesetz nicht zu einem Eintrag in das FÃ¼hrungszeugnis, da
sie eine Geldstrafe von weniger als 90 TagessÃ¤tzen beinhaltete. Der in dieser
gesetzlichen Bestimmung zum Ausdruck kommende Wille des Bundesgesetzgebers,
dass Verurteilungen unter dieser Grenze nicht zu einer BeeintrÃ¤chtigung des
beruflichen Werdeganges fÃ¼hren sollen, ist auch im Rahmen des Â§ 200 Abs.2 S.1
SGB III zu berÃ¼cksichtigen.

Der Senat folgt im Ã�brigen den AusfÃ¼hrungen des SG in den Entscheidungen des
angefochtenen Urteils und sieht gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 SGG von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.
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Somit war die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG Augsburg vom
14.08.2001 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 14.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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